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JUSLINE Entscheidung

@ Veroffentlicht am 24.06.1993

Spruch
Der Berufung wird gemal §66 Abs4 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBI Nr 51, keine
Folge gegeben und der erstinstanzliche Bescheid vollinhaltlich bestatigt.

Die Berufungswerberin hat gemal? 864 Abs1 und 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - VStG, BGBI Nr 52, S 600,-- als
Beitrag zu den Kosten des Berufungsverfahrens

binnen 2 Wochen zu zahlen.

Innerhalb gleicher Frist sind der Strafbetrag und die Kosten des Verfahrens erster Instanz zu bezahlen §59 Abs2 AVG).

Text

Mit dem angefochtenen Straferkenntnis wurde Uber die nunmehrige Berufungswerberin gemafd 8103 Abs2 iVm§134
Abs1 KFG eine Geldstrafe in der Hohe von S 3.000,-- verhangt, dies mit der Begrindung, daR sie als
Zulassungsbesitzerin des Fahrzeuges mit dem Kennzeichen ** ***F der Bundespolizeidirektion K Uber deren
schriftliche Anfrage vom 1.8.1991 nicht innerhalb von zwei Wochen die entsprechende Auskunft dartber erteilt habe,
wer das bezeichnete Kraftfahrzeug am 14. April 1991 um 16.14 Uhr in K¥***¥**%** quf der ***autobahn (A *)
Baukilometer 325,5 in Richtung K*******%* _ 7antrum auf Hohe M#********* gelenkt habe.

Begrindet wurde diese Entscheidung damit, daRR die Aufforderung zur Bekanntgabe des Fahrzeuglenkers am
23.8.1991 am Postamt in D******.\y***** hinterlegt worden war, die zweiwOchige Frist somit am 6.9.1991 ablief, die
Lenkerauskunft jedoch erst am 13.9.1991 zur Post gegeben wurde. Der 8103 Abs2 KFG besage aber, dalR eine
Lenkerauskunft im Falle einer schriftlichen Aufforderung binnen 2 Wochen nach Zustellung zu erteilen ist und diese
den Namen und die Anschrift der Person, von welcher das Fahrzeug gelenkt wurde, zu enthalten hat. Die erteilte
Lenkerauskunft habe allerdings nur den Namen J. Pierre B******** ynd die Adresse Toulouse enthalten. Die
Adressenangabe "Toulouse" koénne allerdings nicht als ausreichende Adresse im Sinne der zitierten gesetzlichen
Bestimmung angesehen werden. Zu der Hohe der verhangten Strafe wurde ausgefuhrt, dal3 diese den allseitigen
Verhaltnissen der Beschuldigten angemessen ware.

Dagegen richtet sich das innerhalb offener Frist durch die ausgewiesenen Vertreter der Berufungswerberin erhobene
Rechtsmittel der Berufung. Es wird darin ausgefiihrt, dal? das Straferkenntnis im groBen und ganzen nur den Vorwurf
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enthalte, dal die Lenkerauskunft unvollstandig (hinsichtlich der Verspatung werde auf die aktenkundige
Ortsabwesenheit zum Zeitpunkt der Zustellung verwiesen) erteilt worden sei, da auf dem entsprechenden Vordruck
nur der Name J. Pierre B******** ynd die Adresse Toulouse angegeben worden ware. Wobei die Erstbehdrde diese
Adressenangabe, ndmlich "Toulouse" nicht als eine ausreichende Adresse ansehe.

Tatsache sei aber, dal3 es sich bei dem Genannten, Herrn B******** ym den Halbbruder der Berufungswerberin
handle, welcher zum Zeitpunkt der Auskunftserteilung gerade Ubersiedelt war, weshalb ihr zu diesem Zeitpunkt seine
genaue Anschrift nicht bekannt gewesen sei, sondern lediglich der Umstand, dal3 er in Toulouse einen Wohnsitz
begrindet hat. Dabei habe es sich ebenfalls nicht um einen standigen sondern nur um einen voruUbergehenden
Wohnsitz gehandelt, da ihm der Bezug der endgultigen Wohnung zum damaligen Zeitpunkt noch nicht moglich war, da
noch verschiedene Umbauarbeiten vorzunehmen waren. Es ware daher zum damaligen Zeitpunkt gar nicht moglich
gewesen, eine prazisere Auskunft, namlich unter Angabe des Bezirkes, der StraRe oder der Hausnummer zu geben, da
diese der Berufungswerberin nicht bekannt war.

Nunmehr sei die genaue Adresse aber bekannt und werde diese wie folgt angegeben: Avenue S*****&¥* pkkddix B 1,
Toulouse, F-31*** Kastaniette.

DarUberhinaus normiere 8103 Abs2 KFG, dal3 Auskinfte, welche der Behorde erteilt werden, diese nicht von ihrer
Verpflichtung entbinden, diese Auskunft zu Uberprifen. Da es sich im vorliegenden Fall um eine - nach Ansicht der
Behorde - unvollstdndige Auskunft handle, ware es daher ihre Aufgabe gewesen, entweder die Berufungswerberin
aufzufordern, die erteilte Auskunft zu prazisieren - sofern ihr dies moglich ware -, allenfalls auch von sich aus
Erhebungen zur Prazisierung dieser Auskunft, insbesondere durch Nachfrage bei den franzésischen Meldebehdérden

zu erganzen bzw zu vervollstandigen.

Eine Ubertretung nach §103 Abs2 KFG setze iberdies Wissentlichkeit voraus, was sich nach dem bisherigen Vorbringen
jedoch als nicht zutreffend herausstelle. Sie sei daher sehr wohl ihrer Auskunftspflicht nachgekommen und habe - im
Bereiche des ihr moglichen - die Ausklnfte, die von der Behoérde gefordert wurden, erteilt. Von einem bewuBten
Verschweigen bzw einer bewul3t unrichtigen oder unvollstandigen Auskunftserteilung geht der angefochtene Bescheid
auch gar nicht aus, sodal? die Verhdngung der Geldstrafe in Hohe von S 3.300,-- ungerechtfertigt erscheine.

Es werde deshalb der Antrag gestellt, der Berufung Folge zu geben, den angefochtenen Bescheid zu beheben und das
eingeleitete Strafverfahren einzustellen.

Der Unabhéngige Verwaltungssenat im Land NO hat hiezu erwogen:

Ausgehend vom Vorbringen der Berufungswerberin, sie ware zum Zeitpunkt der Zustellung der "Aufforderung zur
Bekanntgabe des Lenkers" ortsabwesend gewesen und hatte daher diese Auskunft erst nach Ruckkehr aus ihrem
Urlaub erteilen kénnen, sowie den hiezu angebotenen Beweisen geht die entscheidende Behdrde zunachst davon aus,
daB die vorliegende Lenkerauskunft nicht verspatet erteilt wurde.

Die fur die Entscheidung wesentliche Frage reduziert sich somit darauf, ob die von der Berufungswerberin erteilte
Auskunft, das Fahrzeug sei zum angefragten Zeitpunkt von Herrn B*****%¥* | pjerre, geboren in Toulouse, wohnhaft
in Toulouse, gelenkt worden, den Erfordernissen des §103 Abs2 KFG entspricht.

Gemal 8103 Abs2 KFG kann die Behérde Auskinfte darGber verlangen, wer zu einem bestimmten Zeitpunkt ein nach
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dem Kennzeichen bestimmtes Kraftfahrzeug gelenkt hat bzw zuletzt vor einem bestimmten Zeitpunkt an einem
bestimmten Ort abgestellt hat. Diese Auskinfte, welche den Namen und die Anschrift der betreffenden Person
enthalten missen, hat der Zulassungsbesitzer - im Falle von Probe- oder Uberstellungsfahrten der Besitzer der
Bewilligung - zu erteilen; kann er diese Auskunft nicht erteilen, so hat er die Person zu benennen, die die Auskunft
erteilen kann, diese trifft dann die Auskunftspflicht; die Angaben des Auskunftspflichtigen entbinden die Behotrde
nicht, diese Angaben zu Uberprifen, wenn dies nach den Umstdnden des Falles geboten erscheint. Die Auskunft ist
unverzuglich, im Falle einer schriftlichen Aufforderung binnen 2 Wochen nach Zustellung zu erteilen; wenn eine solche
Auskunft ohne entsprechende Aufzeichnungen nicht gegeben werden kénnte, sind diese Aufzeichnungen zu fihren.
Gegenuber der Befugnis der Behorde, derartige Ausklnfte zu verlangen, treten Rechte auf Auskunftsverweigerung

zuruck.

Die von der Berufungswerberin als Zulassungsbesitzerin erteilte Auskunft kann nicht als vollstandige Auskunft im Sinne
dieser Bestimmung angesehen werden, es ist einfach zu wenig, den Namen eines auslandischen Staatsangehérigen
mit Wohnsitz in Toulouse anzugeben. Die Berufungswerberin hatte - wenn sie schon zum damaligen Zeitpunkt die
genaue Adresse ihres Halbbruders nicht wulte - zumindest dessen vorherige Wohnadresse und sein Geburtsdatum
angeben kénnen, womit es der Behérde méglich gewesen wére, in Uberpriifung der von der Berufungswerberin
gemachten Angaben durch Anfrage an die auslédndische Meldebehdrde, die betreffende Person und deren Wohnsitz zu
ermitteln. Durch die von der Berufungswerberin erteilte unvollstandige Auskunft war eine derartige Ermittlung gar
nicht moglich, sodalR das diesbezlgliche Berufungsvorbringen, die Behdrde hatte von sich aus Erhebungen zur
Prazisierung dieser Auskunft, insbesondere durch Nachfrage bei den franzdsischen Meldebehérden anstellen sollen,
ganzlich ins Leere geht. Ebenso unzutreffend ist der Hinweis in der Berufung, die Behdrde hatte die
Berufungswerberin auffordern sollen, die von ihr erteilte Auskunft zu prazisieren; zumal die Auskunft dem Gesetz
entsprechend konkret verlangt und von der Berufungswerberin eben nicht in dieser Form fristgerecht erteilt wurde.

Die Berufungswerberin hat damit den objektiven Tatbestand des Ungehorsamsdeliktes nach§103 Abs2 KFG gesetzt
und vermochte sie im Rechtsmittelverfahren auch nicht darzulegen, daf? kein Verschulden ihrerseits vorliegt.

Das durch 8103 Abs2 KFG geschiitzte Interesse ist jenes an der jederzeit und ohne unnétigen Verzdégerung moglichen
Ermittlung von Personen, die im Verdacht stehen, eine straRenpolizeiliche oder kraftfahrrechtliche Ubertretung gesetzt
zu haben, mithin das Interesse an einer raschen und llickenlosen Strafverfolgung. Eine Verwaltungstbertretung nach
8103 Abs2 KFG weist sohin keinen geringen Unrechtsgehalt auf, weshalb die von der Erstbehdrde vorgenommene
Strafbemessung, es wurde ein Zehntel der gesetzlichen Hdéchststrafe verhangt, den persénlichen Verhaltnissen der
Berufungswerberin durchaus angemessen ist und Uberdies ihre bisherige Straflosigkeit als mildernd bertcksichtigt.
Bezlglich der Strafbemessung kann somit ebenfalls auf die zutreffenden Ausfihrungen im angefochtenen Bescheid
verwiesen werden.

Gemald §51e Abs2 VStG konnte von der Anberaumung einer 6ffentlichen miindlichen Verhandlung abgesehen werden.

Es war daher wie im Spruch zu entscheiden.

Quelle: Unabhangige Verwaltungssenate UVS, http://www.wien.gv.at/uvs/index.html

© 2025 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.
www.jusline.at


https://www.jusline.at/gesetz/kfg/paragraf/103
https://www.jusline.at/gesetz/kfg/paragraf/103
https://www.jusline.at/gesetz/kfg/paragraf/103
https://www.jusline.at/gesetz/vstg/paragraf/51e
http://www.wien.gv.at/uvs/index.html
file:///

	TE UVS Niederösterreich 1993/06/24 Senat-GF-92-086
	JUSLINE Entscheidung


